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Nach wie vor wird weiter intensiv
über die Zukunft der sogenann-
ten dualen Krankenhausfinanzie-
rung diskutiert. Die Investitionsfi-
nanzierung der Krankenhäuser
ist Aufgabe der jeweiligen Bun-
desländer1). Seit einem Höhe-
punkt im Jahr 1993 (3.904 Mio.
Euro) sind die Mittel um 32 Pro-
zent auf 2.664 Mio. Euro in 2007
gesunken2). Vom Jahr 2000 bis
zum Jahr 2007 haben sich Bau-
vorhaben durch Preissteigerun-
gen zugleich um ca. 16 Prozent
verteuert3). Aus dieser Zurück-
führung bzw. dem Vergleich mit
den Bundesländern mit dem
höchsten Fördermitteleinsatz
wird der "bekannte" Investitions-
stau abgeleitet. 

Monistik als Lösung?

Die duale Krankenhausfinanzie-
rung wurde Anfang der 70er Jah-
re eingeführt, um dem damals
bestehenden Investitionsstau zu
begegnen. Zu diesem Zeitpunkt
wurden durch die Bundesländer
in dem notwendigen Maß Inves-
titionsmittel bereitgestellt. Die
Nachteile der dualen Finanzie-
rung lassen sich wie folgt be-
schreiben: 
- Auseinanderfallen von Investiti-
onsentscheidung (Bau) und dem
späteren Betreiben des Investiti-
onsvorhabens – keine Lebens-
zyklusbetrachtung,
- antragsbasiertes Vorgehen –
Mittelbereitstellungszeitpunkt
und Planungszeitpunkt fallen oft
weit auseinander,
- keine direkte Verbindung von
Investitionen zu Leistungen und
wirtschaftlichen Kennzahlen –
auch wirtschaftlich nicht erfolg-
reiche Krankenhäuser werden
ggfs. gefördert.
Eine Möglichkeit zum Ausgleich
dieser Nachteile wird von vielen
Beteiligten, unter anderem durch
den Sachverständigenrat, in der
sogenannten Monistik gesehen.

Die wichtigsten positiven Effekte,
die durch Einführung der Monis-
tik entstehen könnten, wären:
- Lebenszyklusansatz – Investi-
tionen werden nur dann attraktiv,
wenn sie sich in der Gesamtkos-
tenbetrachtung als wirtschaftlich
erweisen,
- Stärkung der Eigenverantwort-
lichkeit der Krankenhäuser, 
- "Angemessenheit" – Investitio-
nen werden zum "richtigen" Zeit-
punkt getätigt.

Die potenziellen Ausgestaltungs-
formen einer Monistik sind viel-
fältig. Drei der häufig diskutier-
ten Formen sind:
- absoluter Euro-Betrag, als Auf-
schlag,
- prozentuale Erhöhung von Fall-
pauschalen/Pflegesätzen,
- fallgruppenspezifischer Zu-
schlag.
Allerdings ist insbesondere die
Umstellung auf ein neues Finan-
zierungsverfahren herausfor-
dernd. Krankenhäuser, die in der
Vergangenheit gefördert wurden
und aktuell keinen Investitions-

bedarf haben, können Rückla-
gen bilden. Krankenhäuser, die
einen akuten Investitionsbedarf
aufweisen, müssten diesen vorfi-
nanzieren und hierfür sogar
noch höhere Aufwendungen pla-
nen (Zinsaufwand). 

Private Kooperationen prüfen

Es ist nicht zu erwarten, dass
die Engpässe bei der Finanzie-
rung von Investitionen im Kran-
kenhaus kurzfristig gelöst wer-

den. Daher müssen die Kran-
kenhäuser alternative Finanz-
quellen erschließen. Besonders
geeignet ist die Bewältigung der
notwendigen Investitionsmittel
durch Kooperationen mit Part-
nern. Geeignete Ansätze sind
hier:
- Prüfung der Wertschöpfungs-
kette auf Make-or-Buy-Optionen
– von medizinfernen Verwal-
tungsleistungen bis zu medizin-
nahen Diagnostikleistungen (La-
bor/Radiologie) könnten Investi-
tionen vom Wertschöpfungspart-
ner erbracht werden,

- Nutzung von Komplettangebo-
ten von Anbietern z. B. im Be-
reich Medizinprodukte (pay-per-
use inkl. Investitionskostenantei-
len) oder im Bereich nicht-medi-
zinischer Dienstleistungen (Ste-
rilgutversorgung je Einheit inkl.
Investitionskostenanteilen), 
- konsequente Optimierung des
gesamten Leistungsportfolios
auf zukunftsfähige und profitable
Leistungen; nicht zukunftsfähige
Leistungsbereiche können – so-

fern dies krankenhausplanerisch
möglich ist – aufgegeben wer-
den oder mit Partnern gemein-
sam erbracht werden,
- konsequente Optimierung der
Bilanzstruktur, dies kann als Sa-
le-and-Lease Back-Modell für
die gesamte Infrastruktur ausge-
staltet werden, 
- Optimierung der Bilanzstruktur
durch Abgabe nicht mehr für den
operativen Betrieb benötigter
Vermögenswerte an Partner
(Grundstücksanteile, Warenbe-
stände, Forderungen etc.),
- Erschließung von Wachstums-

feldern gemeinsam mit Partnern:
Hierbei werden beispielhaft neue
Geschäftsfelder im zweiten Ge-
sundheitsmarkt gemeinsam ent-
wickelt. Das Krankenhaus bringt
in die Partnerschaft den Zugang
zum Patienten/Kunden und die
Marke ein, der Partner die Infra-
struktur bzw. die Investitionsmit-
tel, 
- "klassische PPP-Modelle" im
Bereich Bau und Betrieb von
einfachen Modellen (schlüssel-
fertiger Bau und Vorfinanzie-
rung) bis hin zu komplexeren
Modellen über die gesamte Ket-
te von Bau bis zum Betrieb
(Build-Operate-Transfer).

Dr. Joachim Kartte, Partner bei
Roland Berger Strategy Consul-
tants, Leiter des Competence
Centers Pharma & Healthcare,
Oliver Rong, Partner bei Roland
Berger Strategy Consultants,
verantwortlich für Provider im
Competence Center "Pharma &
Healthcare"

1) Ausnahmen bestehen für die Uni-
versitätskliniken, bei denen sich der
Bund an den Investitionen beteiligt
hat, nach Auslaufen des HBFG ist
dies Aufgabe der Bundesländer, die
hierfür Zuweisungen vom Bund er-
halten

2) DKG: Bestandsaufnahme zur Kran-
kenhausplanung und Investitionsfi-
nanzierung in den Bundesländern,
Berlin, Juni 2008; Entwicklung durch
hohe Investitionen in den neuen Bun-
desländern überzeichnet, in den al-
ten Bundesländern allein beträgt der
Rückgang 24 Prozent

3) So haben sich die Kosten für Büro-
gebäude von 2000 bis Ende 2007
um ca. 15 Prozent verteuert und für
gewerbliche Betriebsgebäude um ca.
16 Prozent, Quelle: Statistisches
Bundesamt

Zukunft der Krankenhausfinanzierung
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Editorial
Rückgang des Anteils von In-
vestitionen in öffentliche Infra-
struktur am Bruttoinlandspro-
dukt, steigende Staatsver-
schuldung und demographi-
sche Trends zwingen die öf-
fentliche Hand in vielen west-
europäischen Ländern, über
alternative Finanzierungsfor-
men nachzudenken. Dabei ha-
ben sich PPPs als eine Be-
schaffungsalternative zur tradi-
tionellen Budgetfinanzierung
von Infrastrukturvorhaben
durchgesetzt.  Während in ei-
nigen Ländern dabei die Effizi-

enzvorteile durch Lebens-
zyklusansatz und Risikotrans-
fer im Vordergrund stehen,
geht es in anderen Ländern er-
strangig um die Frage der
Durchführung notwendiger In-
frastrukturmaßnahmen bei
Einhaltung bestehender Ver-
schuldungsgrenzen.
Im internationalen Vergleich
wird in Deutschland eine über-
schaubare Anzahl von öffentli-
chen Projekten im Rahmen
von PPPs realisiert. Sicherlich
trugen der föderale Struktur
und der dreigliedrige Verwal-
tungsaufbau dazu bei, dass
sich bisher – trotz Etablierung
einzelner Kompetenzzentren
in den Bundesländern – kein
einheitlicher Standard ent-
wickeln konnte. 
Um den Entscheidungs-, Aus-
schreibungs- und Entwick-
lungsprozess für PPPs zu opti-
mieren und zu standardisieren,
sowie Beratungsressourcen
für politische Entscheidungs-
träger und ausschreibende
Stellen zur Verfügung zu stel-
len, wurden PPP Units in Form
von Agenturen oder Abteilun-
gen von Ministerien geschaf-
fen. Hier will auch die Bundes-
regierung mit der Initiierung
der PDG (Partnerschaften
Deutschland) einen neuen
Weg gehen. 
Der Erfolg der PDG wird we-
sentlich davon abhängen, ob
es gelingt, frei und fair nur für
geeignete Projekte PPP als
Realisierungsalternative zu
empfehlen. Aber auch für die-
se Projekte gilt, dass eine der
wesentlichen Aufgaben der
PDG sein wird, Städte und
Bundesländer, die die Mehr-
zahl der PPP fähigen Infra-
strukturprojekte tragen, von
der Vorteilhaftigkeit dieses Ins-
trumentes zu überzeugen.
Letztendlich wird eine erhöhte
Transparenz im Vergabever-
fahren und in den abzu-
schließenden Projekt- und Fi-
nanzierungsverträgen auch
das Produkt PPP entmystifizie-
ren und für eine höhere Bereit-
schaft sorgen, sich mit dieser
Beschaffungsalternative aus-
einanderzusetzen. ➔ Seite 31

Die Umsetzung von Kranken-
hausprojekten als PPP – sei es
als Neubau oder Sanierung –
ist derzeit noch eine Beschaf-
fungsalternative, der in
Deutschland Pilotcharakter an-
haftet. Die Anzahl von Projekten
mit PPP-Vertragabschluss ist
noch sehr gering. Dazu muss
angemerkt werden, dass die
bisher durchgeführten Projekte
dabei keine Beispiele für klassi-
schen Krankenhausbau und
-betrieb sind. Bei dem ersten,
im Umfeld eines Krankenhau-
ses bereits im Juli 2004 ausge-
schriebenen Projekt handelt es
sich um den Neubau des Logis-
tikzentrums des Klinikums Dort-
mund. Die beiden folgenden
Projekte sind hochspezialisierte
Bauten für die Strahlentherapie.
Die Leistungen dieser Behand-
lungsbereiche sind zum großen
Teil nicht durch die Vergütungs-
formen durch die gesetzlichen
Krankenkassen abgedeckt. Bei

ersterem handelt es sich um
das Protonentherapiezentrum
des Universitätsklinikums Es-
sen, für den ein PPP-Vertrag
über eine Laufzeit von 15 Jah-
ren bei einem Investitionsvolu-
men von 136 Millionen Euro im
Januar 2005 abgeschlossen
wurde. Im März dieses Jahres
erfolgte der Vertragsschluss für
das Partikeltherapiezentrum an
der Universitätsklinik Kiel, das
bei einer Laufzeit von 25 Jahren
ein Investitionsvolumen von 250
Millionen Euro umfasst. Die Ver-
wirklichung dieser Spezialbau-
ten begründet sich nicht primär
aus dem allgemeinen staatli-
chen Versorgungsauftrag, auf
dem die Finanzierungsförde-
rung der Länder beruht. Viel-
mehr handelt es sich bei diesen
Beispielen um Projekte, die eine
strategische Ausrichtung hin-
sichtlich der Forschungsinhalte
der Universitätskliniken im Um-
feld internationalen Wettbe-

werbs bedeuten.
Im Jahr 2007 befanden sich fünf
Projekte aus dem Bereich des
klassischen Krankenhausbaus
in Planung. Für das Projekt ei-
ner Akutstation mit Tagesklinik
des Universitätsklinikums in
Göttingen wurde die Ausschrei-
bung, die im November 2006 er-
folgt war, aufgehoben. Auch die
Ausschreibung für ein Klinikge-
bäude des Allgemeinen Kran-
kenhauses in Viersen vom Juli
2007 wurde zwischenzeitlich
aufgehoben. In der Öffentlich-
keit viel beachtet und diskutiert
wurde die Aufhebung der Aus-
schreibung für das PPP-Projekt
Klinikum Bremen-Mitte, die auf
September 2006 zurückdatierte. 
Der Neubau eines Funktionsge-
bäudes des Universitätsklini-
kums Köln wurde im März 2007
mit einem Investitionsvolumen
von 38 Millionen Euro ausge-
schrieben. Für dieses Projekt
wird der Vertragsabschluss der-

zeit noch erwartet. Als bundes-
weites Pilotprojekt wurde im Au-
gust des letzten Jahres das Ge-
sundheitszentrum Ruit des
Landkreises Esslingen ausge-
schrieben. 
Der Vertragsabschluss für die-
ses Projekt, das durch die PPP
Task Force im BMVBS und
durch die PPP-Task Force des
Landes im Wirtschaftsministeri-
um Baden-Württemberg unter-
stützt wird, soll voraussichtlich
im Oktober dieses Jahres erfol-
gen. Insgesamt müssen die Ak-
tivitäten hinsichtlich PPP im
Krankenhausbereich bisher als
recht verhalten eingestuft wer-
den. Dabei stellt sich die Frage,
was der Verwirklichung von
PPP-Projekten in diesem Be-
reich der öffentlichen Hand, für
den der Investitionsstau auf fast
50 Milliarden Euro geschätzt
wird, entgegensteht. 
Der Lösung dieser Frage und
dem Ziel der aktiven Verbesse-

rung der Bedingungen für PPP
im Krankenhausbereich widmet
sich die Arbeitsgruppe Kranken-
häuser des Föderalen Kompe-
tenznetzwerkes aus Bund und
Ländern (FPK). 
Zum 1. November 2007 hat die
Universität Karlsruhe (Lehrstuhl
Prof. Lennerts) als Partner des
PPP Kompetenzzentrums
KP3BW in Baden-Württemberg
und der PPP Taskforce des Lan-
des im Wirtschaftsministerium
Baden-Württemberg die Ge-
schäftsführung der Arbeitsgrup-
pe Krankenhäuser des FPK
übernommen. Mitglieder der Ar-
beitsgruppe sind die Länder Ba-
den-Württemberg, Bremen,
Hessen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol-
stein, Saarland und die PPP
Task Force im BMVBS. 

Karin Diez und Kunibert Len-
nerts, KP3BW, Universität
Karlsruhe

PPP im Krankenhausbereich
Ein aktueller Lagebericht

Die Krankenhäuser  (im Bild das Universitätsklinikum Jena) müssen zukünftig verstärkt alternative Finanz-
quellen erschließen, denn eine Lösung des Finanzengpasses ist nicht in Sicht. Foto: PPP-Kompakt/FSU

Dr. Christian
Kummert ist
Bereichslei-
ter Infra-
struktur/
PPP bei der
Commerz-
bank



s031_bs09 lü

Behörden Spiegel / September 2008 PPP-Kompakt Seite 31

PPP-PPP-Kompakt

Hamburg praktiziert seit Jahren
sehr erfolgreiche PPP-Modelle.
Public Private Partnerships ste-
hen in Hamburg für modernes
und effizientes Verwaltungshan-
deln auf Augenhöhe mit den pri-
vaten Akteuren. Aus zweierlei
Gründen sind PPP-Projekte ein
geeignetes Finanzierungs- und
Entwicklungsinstrument: Zum
einen verringern sich die Finan-
zierungsbedarfe und Risiken
der öffentlichen Hand, zugleich
ist mit solchen Projekten oft ei-
ne Mehr an Effizienz verbun-
den. Wichtig hierbei ist die opti-
male Risikoverteilung zwischen
öffentlichem und privatem Part-
ner. Ist dies gelungen, ist der
Weg frei für einen funktionieren-
den Wettbewerb, durch den
Preise gesenkt, die Qualität er-
höht, Innovationen eingeführt
und der Service verbessert wer-
den können. Jedoch ist die da-
hinterstehende Philosophie das
tragenden Element: Privatisie-
rungen nach Kassenlage sind
fatal. Zwischen 1990 und 2000
sind in Hamburg drei Milliarden
Euro aus Privatisierungserlösen
vollständig in Haushaltslöchern
versickert. Damit wurde dieses
Vermögen unwiederbringlich
vernichtet. Im Gegensatz dazu
werden heute Privatisierungser-

löse in Hamburg für Investitio-
nen genutzt und somit nachhal-
tig neue Werte geschaffen. Aus
Erlösen alten Vermögens wird
neues Vermögen. Hamburg
nimmt keine neuen Schulden
mehr auf und finanziert seinen
ausgeglichenen Haushalt aus ei-
gener Kraft. Vermögensveräuße-
rungen müssen dem Standort
nutzen. Privatisierungen, die
zum Verlust von Konzernzentra-
len, Entscheidungskompeten-
zen und Arbeitsplätzen führen,
sind der falsche Weg.
Hamburg steuert aktiv rund 300
Beteiligungen, die einen erheb-
lichen Beitrag zu Wirtschafts-
kraft, Arbeitsplatzsicherheit und
Haushaltskonsolidierung leis-
ten.
Hierzu zählen Public Private
Partnerships, von der privaten
Minderheitsbeteiligung bis zur
vollständigen Privatisierung.
Hamburgs Maßstab hierbei: Je
höher die Standortrelevanz,
desto höher der staatliche An-
teil, bis zu 100 Prozent. In der
zentralen Infrastruktur wollen
wir einen starken Staat, um un-
sere Geschicke selbst zu steu-
ern und nicht ferngelenkt zu
werden. So halten wir bewusst
zum Beispiel bei Wasser und
Abwasser 100 Prozent der Un-

ternehmensanteile und haben
mit "Hamburg Wasser" in einem
Gleichordnungskonzern das
größte kommunale Wasserun-
ternehmen Deutschlands ge-
schaffen. Mehrheitsbeteiligun-
gen hält die Stadt z. B. beim
Hamburger Flughafen oder bei
der Hamburger Hafen und Lo-
gistik AG. Es gibt aber auch Be-
reiche, wo uns eine städtische
Sperrminorität ausreichend ist,
beispielsweise bei den Asklepi-
os Kliniken Hamburg. 
Bei PPP-Projekten geht es
letztendlich darum, die Besten
der Privatwirtschaft mit den
Besten des öffentlichen Sektors
zusammenzubringen. Ich bin
gegen Entweder-oder-Lösun-
gen. Es gibt nicht nur den guten
Staat oder nur die gute private
Seite. Der richtige Weg besteht
aus einer guten Kombination.

PPP in Hamburg
Der richtige Weg besteht aus einer guten Kombination von Staat und Privat 

Auszug aus
einer Rede
von Dr. Micha-
el Freytag, Fi-
nanzsena to r
der Freien und
H a n s e s t a d t
Hamburg

Die meiste Erfahrung in der Bera-
tung von öffentlichen Einrichtun-
gen und Gebietskörperschaften
durch PPP Units hat sicherlich
Großbritannien mit der ursprüng-
lichen Treasury Taskforce, 4Ps
zur Beratung der Kommunen,
Partnership UK und Sektorunits
wie Partnership for Schools oder
Partnership for Health. 
Bemerkenswert erscheint, dass
Partnership for Schools, die ge-
meinsam von dem Erziehungsmi-
nisterium und PUK gegründet
wurde, nicht nur Beratung für die
öffentliche Hand anbietet, son-
dern auch bis zu zehn Prozent
Eigenkapital in die Projektgesell-
schaft einbringen kann. Die Kom-
mune steuert dann einen weite-
ren Anteil Eigenkapital bei. Dabei
wird das Eigenkapital wie ein Ei-
genkapitalbrückenkredit bepreist
und nach Fertigstellung durch
Nachrangdarlehen abgelöst. Das
Eigenkapital wird von einer Local
Education Partnership Holding
über eine Zwischenholding an die
Projektgesellschaft weitergege-
ben. Die Motivation für die öffent-
liche Hand besteht in der geleb-
ten Partnerschaft sowie in der
Teilhabe am Gewinn. Dieses Mo-
dell kann jedoch zu Interessens-
konflikten für die öffentliche Hand
führen, die nun auf beiden Seiten

des Verhandlungstisches sitzt. 
In Irland wurden die ersten PPP
Projekte im Straßenbereich von
der National Road Authority
(NRA, einer Agentur des Ver-
kehrsministeriums, ausgeschrie-
ben und von einer eigenen PPP
Abteilung begleitet. Der PPP
Markt lebt jedoch von Wettbe-
werb, der sich unter den Bedin-
gungen des kleinen irischen Bin-
nenmarktes (vier Mio. Einwoh-
ner) und bei extremen Wirt-
schaftswachstum über die letzten
15 Jahre durch die Auslastung lo-
kaler Kontraktoren kaum nutzen
lässt. Die NRA hat allerdings ver-
standen, durch eine nachhaltige
Projektpipeline, Konzessionsver-
träge, die sich weitgehend am
englischen Muster orientieren
und aktives Marketing über eu-
ropäische Roadshows das Inter-
esse internationaler Sponsoren
zu wecken und hat viele PPP-
Straßenprojekte bereits erfolg-
reich abgeschlossen. 
Die Mission d’Apui a la Realisati-
on des Contrats de Partenariat
Publics Prives (MAPPP) wurde in
Frankreich im Jahr 2005 als
Taskforce des Wirtschafts- und
Finanzministeriums ins Leben
gerufen um PPP Projekte auf
zentraler als auch kommunaler
Ebene zu begleiten. Da aber nur
zentralstaatliche Einrichtungen
zur einer Konsultation mit der
MAPPP verpflichtet sind und die
MAPPP personell dünn ausge-
stattet ist, bleibt die Beratungs-
tätigkeit meist auf zentralstaatli-
che Projekte beschränkt. 
In Italien soll die Unita Tecnica Fi-
nanza di Progetto (UTFP) bei der
Identifizierung von geeigneten
PPP Vorhaben helfen. Die Einheit
wurde im Jahr 2000 gegründet
und berichtet an das Interministe-
rielle Kommittee für Wirtschafts-
planung (CIPE). Die UTFP hat
keine Initiativaufgabe und öffentli-
che Einrichtungen sind nicht zur
Konsultation mit dem UTFP ver-
pflichtet. Vor drei Jahren hatte die
UTFP noch 15 Mitarbeiter, die al-
lerdings aufgrund der besseren
Bezahlung im Privatsektor mitt-
lerweile auf die Hälfte ge-
schrumpft sind. 
Das PPP Kenniscentrum wurde
vom niederländischen Finanzmi-
nisterium 1999 gegründet und

soll sowohl bei der Formulierung
der Regierungspolitik, Auswer-
tung von PPP Vorschlägen als
auch bei PPP Vorhaben die öf-
fentliche Hand unterstützen. Das
Kenniscentrum wird von einem
Advisory Council (das sich aus
Vertretern der öffentlichen Hand
und der Privatwirtschaft zusam-
mensetzt) und einem Steering
Committee (Vertreter relevanter
Ministerien) unterstützt. 
In Portugal hat die ParPublica
(Participacoes Publicas) vom Fi-
nanzministerium Aufgaben für
PPPs übertragen bekommen.
Parpublica ist damit für alle PPPs
des Zentralstaates zuständig. Zur
Aufgabe von ParPublica zählen
die Prüfung von Machbarkeitsstu-
dien, Anfertigung des Public Sec-
tor Comparator, Diskussionen mit
den Beratern der öffentlichen
Hand sowie die Beratung des Fi-
nanzministeriums. Obschon Par-
Publica keine Zuständigkeit bei
der Beratung von kommunalen
Vorhaben hat, sind selbst die
Ressourcen für das Vertragsma-
nagement von zentralstaatlichen
PPP Vorhaben nicht ausreichend. 
In Griechenland wurden das In-
terministerielle PPP Komitee und
das Special Secretariat für PPPs
2005 durch das PPP Gesetz
(3389/2005) ins Leben gerufen,
um PPP Modelle mit einem Volu-
men bis zu 200 Mio. Euro zu im-
plementieren und zu überwa-
chen. Bei Überschreitung dieser
Schwelle ist eine Ratifizierung
durch das Parlament notwendig.
Die Projekte werden gemeinsam
von dem zuständigen Ministerium
und dem Special Secretariat vor-
bereitet und dem IMC vor Aus-
schreibung zur Genehmigung
vorgelegt. Um auch für lokale
Projekte eine bessere Beratung
anbieten zu können, überlegt das
Secretariat, einen Pool von Ex-
perten zu gründen, die für Einzel-
projekte in die Regionen transfe-
riert werden können und vom Fi-
nanzministerium bezahlt werden. 
Aus den Erfahrungen in anderen
europäischen Ländern lassen
sich folgende Anforderungen an
die Ausstattung von PPP Units
ableiten:
· Nachhaltige Unterstützung der
öffentlichen Hand bei der Umset-
zung von PPPs bei geeigneten
Projekten,
· adäquate personelle Ausstat-
tung von Mitarbeitern mit
langjähriger Erfahrung in Bera-
tung/Entwicklung/Finanzierung
von PPP Projekten;
· konkurrenzfähige Bezahlung
der Mitarbeiter;
· angemessenes Budget zur
Mandatierung zusätzlicher Bera-
ter, insbesondere für Einzelpro-
jekte;
· Konsultationspflicht der öffentli-
chen Einrichtungen um einheitli-
ches Vorgehen zu gewährleisten
und Standardisierung umzuset-
zen; 
· realistische und widerspruchs-
freie Vorgaben durch die öffentli-
che Hand.

Dr. Christian Kummert, Bereichs-
leiter Infrastruktur / PPP bei der
Commerzbank

PPP Units in Europa
Internationale Erfahrung bei der PPP-Beratung

Land
England & 
Wales

Schottland
Nordirland
Irland

Niederlande
Frankreich

Italien

Portugal
Griechenland

PPP Unit
4Ps
Partnership UK
Partnership for Schools
Financial Partnership Unit
Strategic Investment Board
Central Public Private Partnership Unit
National Development Finance Agency
Rail Procurement Agency
National Road Authority
Central Procurement Directory
Mission d`appui a la Realisasion des Contracts de
partenariat Public Prive
Unita Tecnica Finanza di Progetto
4Ps
Parpublica
Special Secretariat for PPPs
Inter-Ministerial PPP Committee

Gründung
1996
2000
2004

2002
2002
2005
2001
1994
2002
2005

2000
2004
2000
2005
2005

Vor Beginn einer 30-jährigen Zu-
sammenarbeit sollten einige Din-
ge für beide Seiten klar sein:
a.) Die zukünftigen Partner tra-
gen im Vorfeld der vertraglichen
Einigung eine besondere Verant-
wortung für das dauerhafte Gelin-
gen ihrer Zusammenarbeit. Ins-
besondere kommt es darauf an,
dass der jeweils andere voll um-
fänglich über die Ausgangslage
informiert wird; denn erst durch
die  "ganze Wahrheit" werden die
Partner in die Lage versetzt, eine
für sie beherrschbare Situation
zu kalkulieren. Verschweigt ein
Partner mögliche Belastungen,
um für sich zunächst eine günsti-
gere kaufmännische Lösung zu
erzielen, erfreut er sich lediglich
eines Anfangserfolgs, der in einer
späteren Phase des Miteinanders
die Dauerhaftigkeit der Partner-
schaft gefährdet.
Die gegenseitigen Forderungen
dürfen nicht zu einseitig formu-
liert sein. Auch hier greift eine
wesentliche Mitverantwortung für
das Erreichen des gemeinsamen
Ziels. Der kommunale Partner
darf nur Risiken übertragen, die
kalkulierbar und tragbar sind. So
schafft er eine sichere Kalkulati-
onsgrundlage für den zukünftigen
Partner .
b.) Die gegenseitigen Forderun-
gen und Erwartungen müssen
bekannt sein und vertraglich fest-
gehalten werden. So etwa die
Qualität der Bauausführung, die
Beschreibung der Einrichtung,
der Umfang der Wartung und In-
standhaltung sowie die Qualität
der Unterhaltung. Kein Zweifel
darf von Beginn an darüber be-
stehen, wer welche Risiken in
welchem Umfang trägt.
c.) Festgelegt sind von Anfang an
Szenarien im Falle des Schei-
terns der Beziehungen (Heimfall)
und die im Streitfall akzeptierten
Organe, wie beispielsweise ein
bestimmtes Schiedsgericht.
d.) Wie in einer Ehe wird in einer
Art Aufbauprogramm festge-
macht, wie im Falle von Schwie-
rigkeiten vorgegangen wird, wer-
den Spielregeln aufgestellt für
den Wiederaufbau oder die Kon-
zeptanpassung, damit die Dauer-

haftigkeit gewährleistet werden
kann, ohne einen der Partner
zum Verlierer zu machen. Es wird
nicht nur das Grundlegende ver-
sprochen (Leistung A gegen Leis-
tung B), an dessen Ende im Falle
des Scheiterns die Scheidung
der Partnerschaft steht, sondern
der Erfolg liegt in der Aufrechter-
haltung der vereinbarten vertrag-
lichen Laufzeit. 

Die Spielregeln müssen sich in
der Balance halten, die komplet-
ten 30 Jahre lang. Deshalb
benötigen die Partner von Anfang
an Denkansätze und Handlungs-
alternativen, um den Vertrag im
Lichte einer win-win-Situation
neu bestimmen und miteinander
fortsetzen zu können.
Selbst die dem öffentlichen Auf-
traggeber beistehenden Fach-
büros und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften können nur bran-
chenübliche Prüfungen vorneh-
men; Entwicklungen der Kosten
und Erlöse unter Einfluss des
Marktes bzw. des Unternehmers
selbst können hingegen nur spe-
kulativ in Ansatz gebracht, also
im Rahmen eines individuellen
und persönlichen Überzeugungs-

prozesses plausibilisiert werden.
Wird also auf  Regelungen zur
Anpassung verzichtet, so muss
das Projekt scheitern, obwohl es
noch gute Chancen zum Wieder-
aufbau gäbe,  denn es war nur
die Scheidung, nicht aber die An-
passung an die Verhältnisse un-
tersucht, bewertet und festgelegt
worden.    
Hauptentscheidungsmerkmal der
jeweiligen Aufsichtsbehörde ist
der wirtschaftliche Vergleich zwi-
schen der PPP-Variante und ei-
nem Eigenbetrieb ( Investition +
Bau + Betrieb + Verwertung der
Grundstücke):
1. Projekt läuft entsprechend der
geschlossenen Verträge rei-
bungsfrei ab,
2. Heimfall und Fortsetzung des
Betriebes in Eigenregie.
Während der Erste bei nahezu
allen Beteiligten eine positive
Haltung erfährt, ist der Zweite,
der das Unheil bringt,  mit all sei-
nen möglichen Auswirkungen zu
untersuchen und zu bewerten.
Der mögliche Niedergang, die
Scheidung, steht also von Anfang
an im Mittelpunkt. Dieses "Wenn,
...dann-Prinzip" wird ausschließ-
lich auf den möglichen Untergang
beschränkt. 
Besser ist es, von Anfang an auf
die Dauerhaftigkeit der Partner-
schaft zu setzen und das Augen-
merk auf die Vereinbarung um-
fangreicher Handlungsspielräu-
me zu richten, die in erster Linie
den Bestand der Gemeinschaft
sichern und so Verhaltenshinwei-
se für die Erhaltung bzw. den
Wiederaufbau der Partnerschaft
liefern . 
Bemerkung am Rande: Ist es ei-
ne grundsätzliche Haltung von
uns Deutschen, dass wir zwar
das Gute wollen, uns  aber auch
mit viel Kraft und Energie dem
Negativen widmen und so schon
Folgen festzurren, die so klar ski-
zziert sind, dass sie unweigerlich
eintreten?
Als praktisches Beispiel mag ei-
nes der ersten kommunalen
PPP-Projekte in Baden-Württem-
berg dienen: Eine Große Kreis-
stadt schließt einen über 30 Jah-
re laufenden PPP-Vertrag mit ei-

ner Partnerin.  Der zentrale Ge-
danke ist die Modernisierung des
Frei- und Hallenbades. Die Priva-
te investiert etwa  zehn Millionen
Euro und überlässt der Stadt die
Nutzung für Schulen und Vereine
– nach Plan. Das Problem: Der
privaten Partnerin wurden einsei-
tig zu viele Risiken übertragen,
die sie selbst auf Dauer nicht kal-
kulieren kann, wie zum Beispiel
die Höhe der Besucherzahlen,
die Energiepreissteigerungen,
das Zinsänderungs- oder das
Baugrund- und Fertigstellungsri-
siko, während der wirtschaftliche
Vorteil der Stadt bei über 71 Pro-
zent liegt.
Im vorliegenden Fall hatte die
Stadt hier von Anfang an nur den
punktuellen Vertragsabschluss-
Erfolg im Visier. Im Einverneh-
men mit der zuständigen Kom-
munalaufsicht wurde vor allem
der mögliche Eventualfall (Heim-
fall) analysiert und von anerkann-
ten Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften kalkuliert.
Die abgeschlossenen Verträge
zwischen der Stadt  und der Pri-
vaten waren weder vollständig,
noch beinhalteten sie ein Krisen-
konzept – oder besser noch – ein
Wiederanpassungskonzept.
Situation jetzt: Der Wiederauf-
bau, die Anpassung der Verträge
aufgrund von Veränderungen der
Umstände und Gegebenheiten –
wie sie vertraglich nicht vorher-
sehbar sind, aber den allgemei-
nen Lebenserfahrungen entspre-
chen – ist nur mit größten An-
strengungen möglich.
Einfacher wäre es, gäbe es von
Anfang an Handlungsalternati-
ven, quasi Grundmuster des Ver-
haltens, die bei möglichen Verän-
derungen eine günstigere Pro-
gnose für den  Erfolg der Zusam-
menarbeit gestatten. 
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PPP: mehr als nur ein Liefervertrag
Die Spielregeln einer guten Partnerschaft

Ein PPP-Vertrag ist das Funda-
ment für eine Partnerschaft. 
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Frankreich hat schon seit 2005
eine Taskforce, die PPP-Projekte
begleitet. Foto: PPP-Kompakt/lü

Eigenkapitalforum PPP
16. Oktober 2008 in Berlin

Führungskräfte Forum PPP
23. Oktober 2008 in Düsseldorf

Nähere Informationen finden
Sie unter ”Aktuelles” auf
www.rsbk.de, bzw. unter
www.fuehrungskraefteforum.de 
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